
"e Bundesnetzagentur 

- Beschlusskammer 4 ­

BK4-11-1002 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren 

autGrund des Antrags 

Antragsteltenn. 

VerfahrensbevoUrnächtjgte: ENOPLAN IngenieursgeseUschäftfilr Energiedienstleistungen 
mbH, leiloch 14. 76646 Bruchssi, vertretendurchdie GeschäftsfOhrung, 

und 

'g~r EnBW Regi(jnal AG,Schelmeowasenstraße 15, 70567Stuttgart, vertreten durch den Vor­
stand, ' . , , 

Beteiligte, 

wegen Gen.ehrnigung der Vereinbarung eines individuellen NetzentgeIts nach §19AbS. 25. 1 
StromNEV, ' . 

hat die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentut tUr Elektrizit~,Gas. Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen, TUlpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch 

den Vorsitzenden Dr. Fnank~Peler Hansen, 

den BeisitZer Rainer Busch 

und den Beisitzer Mark>. Lamoratta 

a.m 25.Q7~2Q12 

beschlossen: 

~ Diese Entscheidung enWilt Betriebs-und Ge$dftsgeheim!lis&e ­
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1. Die zwischen der Antragstellerin und der Betejligte,n 3m 06.12.114.12.2011 fOr den zeit,. 
raum ab dem 01 . . . . fOr 

I 
.' 

die 

2, 	 Der Beteiligten Wird aufgegeben, der Beschlusskammer zeitgleiCh mit der Versendung 
der Jahresendabrechoungan die Amragstellerin eineKopie der betreffenden Jah­
resend~brechnungzur Verfagung zu stellen. ' 

3. 	 Der Beteirigten wirq aufgegeben, der Beschlusskammar unverzüglich nach .Absc.bluss 
eines jeden Kalenderjahresefnen NachweiS Ober die gemäß § 19 Abs.2 S. 6 und 7 
StromNEV tatsäChlich geltend gemachten Minderet1öse vorzulegen, 

4. 	 Die Entschelclling stehltinter dem Vorbehalt des WiderrufS. 

5. 	 Die.Antregstellerin hatdie .Kosten des Verfahrenszutragen,FOr diese Entscheidung
wrd ZU Lasten der Anfragstellerilleine GebOhr In Höhe VQn_ €festgesetzt 

Gründe 

I. 

Oie Beteiligte ist Betreibenn eines Verteilnetzesln Baden-WUrttemberg. Sie erhob ab·dem .. 
01.0t.2011 folgende hier maßgeblichen Entgelte: 

Netzebene Mittelspannung 

BenutzungsSfundenzahl G:2.500 h/a 

Leistungspreis .51.7g~k.Wa 

Arbeitsprels 0.44 CeritlkWh 

Sie verwenqete tor das Jahr 2011 die nachfoJsenden Hoehlastzeitfenster: 

Jahreszeit Hochla.tfenster 

FrOhling: 01. März bls31. Mai keine 

Sommer: 01 . Juni bis 3t. August ·· keine 

He'rost 01 ,September bis 30.,November keine 

15:00 Uhr bis 15:30 Uhr
Winter: 01. Dezember bis 28. bzw. 29. Februar 16:45 Uhr bis 21 :00 Uhr 

- Diese Entscheidungentlläll BetJiebs~ ~nd Gesch!iftsgeheimnlss.e · 
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Die Anlragstellerin ist als Letztverbraucherin der Netzebene Mätelspannung an das Verteilnetz 
der Beteiligten angeschlossen. Sie ist Betreiberin einer Fleiscl1warenproduktion. 

Die Nutzung$d~ten laut.en wie folgt 

Entnahmestelle 

Netzebene des Anschlusses 

Tatsächlidle Nutzungsdaten in 2011 
============~=------~ 

JahreshöchstJast 

Jahreshöchstlast in den Hochlastzeltfenstern 

Jahresarbeit 

Allgemeines Netzentgelt 

Netzentgeft bei geänderter Fahrweise 

Red 

Tats.ächlic:he Nutzungsdaten in 2010 

Jahreshöchsttast 

Jahreshöchstfastin den HQchlas~eitfenstem 

Jahresarbeit 

kW 

kW 

kWh 

Antragstel~rin und Beteiligte haben unter 

durch die BundeSnetzagentur. 

Mit Schreiben vom 16.12.2011, ergänzt mit Schreiben vom 11.06.2012, beantragt dieAntrag~ 
stellenn, 

dle~schen ihr lJndderBeteillg'ten am 06.1 
die En1:natlme~steHe 

DerAntrag wurde auf den Inte~-Seiten der Bundesnetzagentursowie in derA4sgabe 
Nr. 312012 des Amtsblatts der BUndesn&tzagentur als Mitteilung Nr. 171/2012 vf4f0ffentlicht. 

Zur BegründungfQhrt die Antragstenelin aus, dass aufgf\JnQ techniSch.er Gegebenheiten offen­
sichtlich der Höchstlastbertrag der Antragstenerln vorhersehbar erheblloh \fonde.r zeitgleichen 
Jahreshöchstlast 'aller Entnahmen aus der betroffenen Netz- oder Umspannebene abweichen 
werde. Um dies zugewahrleistel'll verpflichte sich die Antragstellerin, den Betrieb detgestaltzu 
planen und zu steuernI dass die temporäre Spitzenlast ausscf11ießlich au~rhalbder genannt(:}n 
Hochlastfenster benötigt werpe. Somitwerde neben der Reduzierungd~rzeit9leichen Lastspit­
ze des allgemeinen NetzeS,QUchzurgleichmQßigerenAuslaslungde.s f'.Ietzes beige!J'8gen, 

• Diese Entscheidung eothältBetrlebs- und GescMftsgeheimni$se ·~ 
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Na.eh Angaben der Antragstellerin erfo!ge die höchste Leistungsinanspl'\Jchnahme al1 dieser 
Entnahmestelle konstant in der Zeit zwischen 09.30 Uhr und 12.00 Uhr. Aufgfund ihres se.. 
triebsablaufserfolge die leistungsinanspruchnahme infolge des konstant~ Betriebsverlaufs 
nahezu jahreszeltunabhängig, so dass diehöthste Leistung somit auß.erhalb der Hochlastzeit.. 
fensteranfi~e.. 

Dem Bundesk.artellamt sowie der nach Landesrecht zuständigen Regullerungsbehorde des 
Landes Baden-WOrtlemberg wurde jewells unter dem 21.05.2012 Gelegenheit zur Stellung.. 
nahme gegeben. 

wegen der weiteren Einz.elheiten wird auf den I nhalt der Akte Bezug genommen; 

11. 

Die EntsCheidung beruhtauf §§ 24S, 1 Nr. 1 ... 31. V. m. S. 2 Nr.1,2,4,eund7 EnWG LV. m, 
r--------§ m~bs. 2S~-~mNcEVrr.----------~----------~------~-------------

1) Formene RechtmäßIgkelt 

a) Zuständigkeit 

Die Voraussetzungen fOr ein Beschlusskammerverfahren gemäß §§54und 59 Ab$. 1 EnWG 
sinderfOllt, denn es handelt sich um eine Entscheidung nach den Regelungen des EnWGb.zw. 
einer auf der Grundlage des EnWG erlassenen Rechtsverordnung. die ein Energiever$Or~ 
gungsunternehmfilO betrifft, .andessen Verteilnetz über 100.000 Kunden u,nmitt~fbar oder mittel­
. barangeschlossensfnd unddie iOf'Olgedessen nichtind je ZU~tandigkeItder Landesregulie­
rungsbehör'den nacl'1§54 Abs. 2 EnWG f:lll~. . 

b) Beteiligung anderer Behörden 

Dem Bundeskartellamt und der nach Landesrecht zuständigen RegulierungsbehÖrde des Lan­
des Baden;.WOrttemberg wurde gemäß.§SS Abs. 1 S. 2. EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme 
eingeräumt. . 

2) laufzeit der Vereinbarung 

GemäGderzurGenehmfgung vorgelegten Vereinbarung sollen (;Iie vereinbarten individuellen 
Ne1Zemgelte forden Zeitraum ab dem.Q1.01.2011 unbefristet gelten. 

3) BegrDndethelt des Antrags 

a) Der Antrag ist im genehmigten Umfang begründet. 

RechtsgrundlagederGenehmigungist § 19 Abs. 2 S. 3StromNEV, Oanadl hat die Regulie­
rungsbehörde ein individuelles Netzentgelt nach § 19 Aha. 2. S. 1 SlromNEV zu genehmigen.. 

Danach haben Betreiber von Elektrjzrtätsversorgungsnet2en einem Letztverbraucher in Abwei­
qhung von §16StromNEV ein individuelles Netzentgelt anzubieten, das dem besonderen Nut .. 
zungsverhaltendes Netzkunden angemessen Rechnurlgzu tragen hat wenn auf Grund vorlie­
gender oder prognostizierterVerbrauchsdatenoder ~fGrund technischer oder vertraglicher 
Gegebenheiten offensichtlich ist. dass der Höchstlastbeitrag des betreff~den LetztverbraLr 

• Diese Entscheidung enthält 8etriebs- und Geschäftsgehelmnisse ~ 
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chers vorhersehbar erheblichvo.nder zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus dieser 
Net2;- oder Ul11$pannebene abweicht. 

b) Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen de$§ 19 Alls, .2 S. 1Str~mNEV 

Die ZWischen der AntragsteiJerin und der Beteiligten geschlossene Vereinbarung eihes indMdu­
ellen Netzentgelts erfüllt die Tatbestandsvoraussetzungen des§ 19 Abs. 2. S,1 StromNEV. 

i) Atypisches Nutzungsverhalten 

Die Beteiligte ist in .ihrer Eigenschaft als Betreiberin eines Elektrizitätsnetzes verpflichtet, der 
Antragsteflerinin ihrer Eigenschaft als letztverbraucher ein von i 16 SfromNEV abweichendes 
individuelles Netzentgelt anzublet.en. Es j·st aufgrund der vorliegenden Verbrauchsdaten und der 
technischen Gegebenheiten offensichtlich, dass der Höchstla;stbetTag der AntragBtellarin im 
Zeitraum ab dem 01 :01 .2011 vorhersehbar erheblich·von der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller 
Entnahmen aus der betreffenden Netz- oder l}mspannebene abweichen wird. 

Insoweit ist zu berücksichtigen! dass es sich hierbei! wie bereits der Begriff .vorhersehba:r'~ ver­
deutlicht, um eine Prognoseentscheidung der 8eschlusskammer handelt,da sich die tatsächlich 

----.,:o,eingetfeteneczeiigleiche.Jahreshöchstlast-r1aturgemäß-nuNlachtfägUolT(ex'"f)OSt)-feststelleß----- ­
lässt. 

Um diesbezüg~ch eine fOr alle Mafktteilnehmer transparente und einheitliche Entscheidungs· 
praxis sicherzustellen und Unsicherheiten bei' der AusgeSi$ltungdes § 19 Abs~2 .S. 1 Strom­
NEVzu vermeidl9n, hatte bereitsdie selnerzeitfUr dIe Genehmigung entsprechender individuel­
ler Netznutzungsenfgelte zuständige Beschlusskammer 8 den betroffenen Netzbetreibem im 
Jahr 2007 die Kriterien mitgeteilt, deren Vorliegennad'l Auffassung der BundesnelZagentur die. 
Annahme rechtfertigt, dass der HÖcllsUastverbrauch eines LetZtverbrauchers vorhersehbar und 
erheblich von der tatsächlichen zeitgleichen JahreshöohstlB$taller Entnahmen aus der ~tref­
fenden Netz~ ooerUmspannebene abweicht 

Diese Kriterien hat die- Seschlusskammer 4 dann als Ergebnis von zuvor mltden betroffenen 
.Unternehmen und InteressenverbändendurchgefOhrt43n öffentlichen KOhslittationen näherkon­
krelisiert und weiterentwickelt. Aktuell gilt der •Leitfaden zur Genehrnlgu,ng von individuellen 
Netzentgelten nach § 19 Abs. 2 S.1StromNEV und von Befreiungen von den Netzentgelten 
nach§ 19 Abs. 2 S.2 StrotnNEV" (Stand September 2011). 

Danach lst es zur Feststellung einer vorhersehbaren uOderheblichen Abweichung desHöQhst­
lastverbrauchs eines letztvertrauchers von der tatsächlichen Jahreshöehstlast zunächst erfor.. 
derlich, Hochlastzeitfensterzubestimmen, um so die bestehendeUnsicherl1eit zwiSChen Vor­
tlersetlbarkeit u Md tatsächlichem Eintritt der zeit9lei~hen Jahreshöchstlast erfa~ zu können. 
Zur BeurteHung, ob eine erhebliche Abweicf1ung von der Jahreshöchstfasti.~. v. §19Abs, 2 
S. 1 StromNEV vorliegt, wird daraber hinaus abweichend von der bisherigen Genehmigungs­
praxis·dle EI~fOhrung . einer l\Jsätzllchen Erhebllchkeitsschwelie fUr 'erfowrderlictt geh"lten. 

ii) Ermittlung Von Zeitfenstern 
, . 

Die in der Vereinbarung beschriebenen ,Hochlastzeitfenster der BeteiUgten wurdenentspre­
ehend . der Berechnungsmethodik der Bundesnetzagentur ermittelt 

iii} Erhebfichkeitsg renze 

Um Sicherzustellen, da5$derHOChstlastbettrag des Letztverorauchersvorhersehbarerheblich 
von der prognqstizerten zeitgleichen Jahresh6Chstiast derObrigen Entnahmen des Netze,! ab~ 
weichen wird, ist ein individuelles Entgelt nur dann anzubieten, wenn die voraussichtliche 

-DleseEntscheidUrl9etlthalt Betnebla- und C$esch!ft$geheimhlsse.­
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Höchstlast des betroffenen letztverbrauchersinnerhalb der HQChlastzeitfenster einen ausrei­
chenden Ab$tand zur voraussichtlichen Jahreshöchstlast außerhalb der Hochlastuitfenster 
aufWeisen wird. Nur so ist es mögliCh, solche Let%tverbraucher, .dieaufgrund Ihres tatsächli~hen 
Nut.zungsverhaltensinder Lage sind; .ihren Beitrag zur leltgleichenJahresnOChstlastdeutlichzl,J 

. senken und in die Schwaohlastzeiten zu verlagern un.d die damit .aucheinen tatsächlichen Bei­
trag zur langfristigen Senkung der Netzkosten leisten, von denjenigen Letztverbraucnern zu 
untersOhekien. bei denen die indiVidueJ[e Hochstlest in den Hochlastzeitfenstem primafacie 
eher zufällig und In vielen Fällen auch nur sehr geringfOgig unterderabsolu.tenJahreshöchstlast 
liegt und die damit gerade niCht zu einer langfristigen Senkung der Netzk~sten beitragen. weil 
sich ihr tatsächliches Vetbrallchsverhalten nicht prognostizieren lä~uM ihr Beitrag zur Kos­
tensenkung nur marginallnSG_cht fällt. 

Bei der Bemessung des Umfangs der Emeblichkeitsschwellf'$ist nach AuJfa.ssung der Be­
schlusskammer nach Netzebenenzu unterScheiden. Die UnterscheidUng dar Erheblfchkeit&­
schweflenwerte resultiert aus der unterschiedlichen Wirkung einer Lastabsenkung in der Span­
nungsebene tur die allgemeinen Netznutzer. Ein Netznutzer bspw. auf der Hochspannungsebe­
ne leistet bei einer Lastabsenkungeinen grOßerenBeitragZl/r Entgeltreduzierung als ein Netz­
nutzer In der Niederspannungsebene. Die in § 19Abs. 2 S; 1S1romNEV vorgesehene Mög'ich­
keil zur EntgellreduZierung beruht aUf der Annahme, dass der Netzbetreib~r durch d~ Lastre­

----dU~ilmIng-d~ettrlUt%ml1el'in"~K~t~rrfOnije 90rge1agE1rre-Netz:ebe~Zu-zahterrhat;-d'''''a---­
die zeitgleiche JahreshOchstlast der Netzebene zum Zeitpuriklauftritt, an dem der Netznutzer 
seine LeistungredtJZiert.ln den vorgelagerten Spannungsebenen beziehen dieN~n~r zu.. 
dem im Durchschnitt eine deutlich höhere Leistung alsJn den nachgelagerten$pannungsebe­
nen. Dieses bewirkt insgesamt, dass die Reduzierung der Leistungen des Netznutzers auf der 
höheren Spannungsebene wertmäßig deutlicl'lgräßerist. Es sprichfumgekehrt dafOr, die Er­
heblichkei~scllweUe für derartige LetztYetbraueher prozentual geringer zu gestalten ais fOr 
letztVerbraucher dernachgelagerten Netzebenen. 

NaehAUffassung der 8eschlusskamm.em sind die nachfofgenden Mindestabst~nde als saohg~ 
rec:htanzusehen: . . 

Netz~ /Umspann­
ebene 

ErbeblichkeitsschweUe 

HöS 5% 

HöSIHS 10% 

HS 

HS/MS 20% 
MS 20% 

MSiNS 30% 

NS 30% 

Dieser Mindesta.bstand wird ausgehend von dein vorliegenden Prognosen zum Nutzungsverh~­
ten Im Genehmigungszertraum aller Voraussicht nach deutlich überschritten werden. 

iv) Prognosesichetheit 

Oie Annahme. da.ss der Höchstlastbeitrag der Antragstellerin im Genehmigungszeitraum erheb­
fichvon der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus.der betreffenden Netz .. oder 
umspannebene abWeichen wird.> stutzt sich 'IIOr1iegend darauf. dass die Antragsteflerin nachvoll­
ziehbar dargelegt hat, dass sie inder lage ist, die Entnahme dergestalt ~u.pJanen und zu ste..... 

-Diese entscheIdung enthält Betrieb&' und ~M'fs;geheimol$Se ' 
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ern, dass die temporäre Spitzenlast außerhalb der: fürden Genehmigungszenraum der Verein· 
b~rung relevanten Hochlastze[tf~er bellÖtigtwird. ., 

v) Berechnung des Entgelts 

Gemäß § 19AbS.2 S. , stromNEVist'einindividuelles NetzentgeTt grundsätzlich danngeneh­
migungsfähig, wenn es dem besonderen Nutzungsverhalten des § 19 Abs. 2 S. 18tromNEV 
angemessen Rechnung trägt. Dies ist nach ständiger Spruchpraxis der Beschlusskammerim­
mer dann derFall,wenn sich die vereinbarten IndMdu~lIen Netzentgeltejeweilsaus der Summe 
des individuell zu bestimmenden leistungsentgelts und c;lem im Vergleich zum allgemeinen 
Netzentgelt unveranderten Arbeitspreiszusammen setzen, wobei das individuelle leistungsent­
geltdurch Multiplikation deshOchrnen gemessenen Lei,stungswertesaus allen Hochlastzettfens­
temmit dem genehmigten alfg~meinenLeistungspreisfOr die tletreffende Entnahmeabene ge­
mäß verOffentlichterPreisblätter ermittelt wird. 

OIe in der individuellen NetzetltgeltVereinbarung enthaltene Be~chnungsmetho.dik entspricht 
insoweit den im )jLeitfaden zur Genehmigung vonindfViduellen Ne~entgetten nach§ 19 Abs. Z 
S.1 StromNEV und von Befreiungen \fanden Netzentgelten nach§ 19Abs, 2$.2 StmmNEV' 
(Stand September 2011) enthaltenen Vorgaben. Danach setzt &(lhdas vereinbarte individuelle 

-----Ne1zentgelt-aus-der-Sum:me-elnes-imVergleich-z.um-allgemeinen-Netzentgelt-uAverandeFt.en---- - ­
Arbeitspreises und e,inel3 indiViduell zu bestimmenden Leistungsentgelts zusammen. 

Für das erste Jahr c;ferGenehmigung erget>e:nsich danach die folg~ef1tatsächlichen Werte: 

c) Deckeiung des individuellen Netzentgelts 

Gemäß § 19Abs.2 S.4StromNEV darrein inCiividuelles Ne,tzentgelt nicht weniger als 20%, da;; 
vefÖffentfichten Netzentgeltsbetragen. Diesbezüglich sieht die zwischen den Beteiligten ge.­
schlossene Vereinbarung eine maXimal mögliche Reduzierung lIon80%gegenOber dem vel'Öf­
fenUichten Netzentgeltvor. Somit sind in jedem Falt mindestens 20% des veröffentlicht~nNetz.. 
entgeUeszu zahlen. Oie geschlossene Vereinbarung entspricht sorriitden geltenden gesetzli~ 
ellen Regelungen. 

Benutzungsstundenzahl 

leistungspreis 

Jahreshöchstlast 

Arbeitspreis 

Jahresarbeit 

Entgelt 

Erzielbare Netzentgeltreduktion 

Allgemeines Entgelt 

• Diese Entscheidung enthält Betriebs... und ~ch§ft6geheimnis$e ~ 
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d) Vorbehalt des tatsächl.ichen Eintritts der Voraussetzungen 

Oie Antfagstellerin und die Beteiligte werden darauf hingewiesen, dass die Vereinbarung bereits 
von Rechts wegen (vgl. § 19 Abs. 2 S. 9 StromNEV) unter dem VorbehaH steht, dass sie nur 
solange gilt, wie sich da,lastvemalte.n der AtrtragsteUerin als Letztvert:lrauchertats,ächlichso 
darstellt, Wie prognostl2;lertUnd dadurch die Vorausset2:ungendes§ 19Abs.2S. 1 StromNEV 
erflillt sind. 

Diehn Tenor zu 2. enthaltene AUflage, der Beschlusskammer unaufgefordert eine Abschriftder 
jeweiligen Jahresabschlussred1nung zu überlassen, beruht auf §36 Abs. 1 VwVfG. Danach ist 
die Verpflichtung zur Vorlage der Jahresendabrechnungerforderlich, um de.r Beschlusskammer 
in~oweit die Kontrolle der Einhattung des § 19 Abs. 2 S. 9 StromNEV zu ermöglichen. Sie stellt 
für die Beteiligle auCh keh'le unangemessene Belastung dar. 

e} Nachweis Ober geltendgemachle Mindererlöse 

Die Irn Tenor ZU 3. enthaltene Auflage, der Beschlusskammer unverzoglich nach Absehlussei,. 
nesjedenKalenderjahres einen Nachweis Ober die gemt;\ß§1S Aba. 25.6 und 7StromNEV 
tatsächlich geftend gemachten Mlnderertöse vorzulegen. beruht ebenfalls auf§ 36 Abs. 1 

-in.die~Lage-zu.-ve~--_. 
setzen .. die mit dem vorgesehenenWalzungsmechanismus verbundenen tatsächlichen ·1(osten.. 
verlagerungen aufdie Übertragungsnetzbetreibernach§19 Abs. 2 S~6 StromNEVbzw. die 
tatsächHche Verrechnung der Mind~ö.se zwiSchen den Qbemgungsnetzbetreibern nach 
§ 19 Abs. 28. 7 StromNEV Im Hinblick auf die Ermittlung d.- Erlö$obei'grenzen gemäß § 4 
ARagV nachvollzle;henzu können. Sie stellt für die Beteiligte aUCh keine unangemessene Belas­
tun; dar. ~ 

f) Widerrufsvorbehalt 

Der im Tenor zu 4.,el'lthaltene Vorbehalt des vollständigenoderteilwelsen Widel'rL@beruhl 
ebenfalls auf § 36 Abs. 1 VYNfG, Danach darf ein\lerwaltungsakt. auf den ein Anspruch be~ 
steht, mit einer Nebenbestimmung versehen werden, um siCherzustellen. dass die gesetzlichen 
Voraussetzungen .des Verwaltungsaktes auch tatsächlich erfOllt werden. Wie bereits dargesteltt, 
steht die Vereinbarung eines indi"iduell~n Netzentgelts bereits gernäß§. 19Abs. 2 S; 9 Strom~ 
NEV u:nterdem gesetzlichen Vorbehalt •. dssS·c.fle Vereinbarung nur$Olangegilt. wie sich das 
LastV$fhalten des Letztverbrauche~auchtatsäChlich so darstellt wie prognostiziertund dadurch 
die Voraussetzungen des § 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV erfüllt sind. Dies bedeutet irr Bezug a,Uf 
die erteilte Genehmigung. dass damit auch die.se hinfällig wird und dementsprechend grund­
smzlichwiderrufenwerden mflsste. Nach der blstlerigen Verwalfungspraxis, naeh der Genehmi­
gun9,en nach § 19 Abs" 2 SttomNEV grundsätzlich nur befristet fOr 1 Jahr ausgesprochenwur­
den, st~llte sich die Frage des Widerrufsirn Falle des Nichteinttltts des prognostizierten Nut-:­
zungsverhaltens nur deshalb nieht. weil in diesem Fall die Abrecf1nungen gemäß§1S,Abs. 2 
S. 10 StrotnNEV nach (ien allgemein gültigenEntgelten zu erfolgen.und sich die Genehmigun­
gen dUf'chleitablauf erledigt haben: Irn Falle der unbefristet~.Genehmigurigserteilung wirktdil! 
ursprünglich rechtmäßig erteilte Genehmigung jedoch trotz des Nichteintrittscjer tatsächlichen 
Vorrausetzung~n auch fOr d je Zukunft fort. 

DerWJderrufsvorbehalt ist erforderUch, um der Beschlusskarnmerin den Fällen, in denen die 
nach §19 Abs. 2 S. 1StfomNEV erforderlichen Voraussetzungen für das vereinbarte individuel­
le Netzemgeltin einem in den Genehrnigungszeitraum fallenejen. Abrechnungsjahrentgegen der 
ursprünglichen Prognose tatsächlich nicht erfüllt worden sind, die MögliChkeit zu geben. die 
Wirksamkeit der Genehmigung durch eine +uküllftlge Erkläl'lJng ganz odetteilweise mit Wir­
kung fOr die Zukunft zu beenden. Panach käme ein Widerruf:etwa dann in Betracht, wennketne 
Anhaltspunkte mehr dafOr ersichtlich sind; dass der Höchstlastbetrag des Letztverbraucners 
zukOnfti" nocherhebfichvon der zeitgleichen Jahreshöchstlast aUerEnt'18hmen ~erbetteffen-

• Diese Entscheidl.4ng enthält Be'trieb&- und Geschäftsgebe mf!lsse ~ 
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den NetL-öderUmepannebeneabweichen wird. Von einem Widerruf könntedagegenabgese-­
hen werden, wermbeispielsweise die Verletzl.lng der Hoehlastzeitfenster n~ch § 19 Abs.2 S, ·1 
StromNEV aufeinem einmaligen, nicht vorhersehbaren Ereignis beruht. 

111. Kosten 

Die Genehmigung eines individuellen Netzentgeltes gem~ § 19 Ahs. 2 StromN.EV stellteine ge­
bOhrenpflichtige Amtshandlungdar (§ 91 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 EnWG i.; V. m. §24 Satz 1 Nr. 3 
EnWG). Die GebOhr wird auch erhoben, wenn ein Antrag auf Vornahme einer gebOhrenpflichU.. 
gen Amtshandlung abgelehnt Wird (§91 AbI. 28. 1 EnWG). 

Die Regullerungsbehötde setzt die GebOhrenhöhe nach Maßgabe des GebOhrenverzeichnisses 
fest, welches für (jieGenehmigung von Indlvid~"en Netzentgelten 4ilinenGebOhrenrahmen von 
rnindestenlii 500 Euro bis maximal 15..000 Euro vorsieht(§2EnWGKostVtV. m. Nr. 4.10 der 
Antage der EnWGKostVili der Fassung cJerVerordnung zur'AncierunQderEnergiewirtschafts­

~---l~;ostenveroranung vom 10".-ro-:-2tr-rr,-BGB[T2U84}. . ----..---...--....----

Kostenschuldnertstnach §91 Abs_1 Satz 1 Nr. 6 EnWG LV. m. § 13 Abs.1 Nr.1 VwKostG, wer 
die Amtshandlung veranlasst oder zu wessen Gunstensie vorgenommen wird . Sofem der Netz­
betreiberAntragsteller ist, haftet dieser.gemeinsam mitdem Netznutzer als Gesamtschuldner 
gern, § 13 Abs.2VwKostG. Im Rahmen des bestehenden Auswahlermessens erscheint es vor­
liegend als sachgerecht und angemessen, fOr,die G.ebOhr aJleine die Aotragsteflerin als eigentli-
Che Inhaberin des Anspruchs nach§ 19 Abs.2 S. 1 stromNEV heranz,uziehen. ctadle wirt­
schaftlichen Auswb1<ungen ausschließlich ihr zu Gute kommen währendin Bezug Qufdie Betei­
ligte kein eigenes Wirtschaftliches Interesse an der getroffenen Entscheidung erkennbafiJt. 

FUr GenehmigungenvonindMduellen Netzentgelten nach § 19Aba. 2StromNEV berechnet die 
Bundesnetzagentur ~ie Gebtlhrenhöhe wie fOlgt: Zl! einem Socl<elbetr~f d~ssen Höhe abhän­
gig davon ist, ob derVelWaltungsaufwand gering (Sockelbetrag =100 Euro). normal (SockeJbe­
trag ;;:; 200 Euro) oder hoch (Sockelbelrag = 400 Euro) war, \'Are! zur BerOcksichtigung der wirt­
"schaftlichen Bedeutung ein 8etrag vontl,1 ·% der jährlich erzielbarenEntgeltreduzierung ad­
diert. Dabei wird auf die erzielbare EntgeltreduzieNrlgim ersten Jahr der Genehmigung abge­
stellt und mltqerßenehmlgUllgsdauer in Jahren multipliziert,.In Anlehnung .an den Rechtsge­
danken des§ 9 der Zivilprozessordnung aber maximal mit drei. Über- oder unterschreitet derSQ 
errechnete Betrag den GebChrenrahmerl. ist der j~eiligeHöchst- oder Mlndestbetrag des Ge­
bOhrenrahmen~ ·anzusetzen.Diese Barechnungsmethode berOcksichtigt den Verwaltungsauf­
wand und die wirtschaftliche Bedeutung im EinzelfalL 

Derdurch das vorliegende Genehmigungsverfahren verursachte Verwaltungsaufwandsteltte 
sich im VerhAltnis zu den anderen Verfahren im Rahmen der Genehmigung individueller Netz~ 
entgelte nach § 19 Abs.2 StromNEV als normal dar. Der Antrag wurde mit weitgehend vollstän­
digen Unterlagen eingereicht. Die Antragsb,earbeitung erfolgte im Ot>lichen Zeitrahmenund war 
auch nicht mit besonderen sachlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten verbunden, Ausgehend 
von den se~tens der AntragstellerintatsächJicflen Verbrauchs- und Leistungsdaten und den im 
ersten Jahr der Genehmigung veröffentlichen allgemeinen "~etzentgelten. belauft sich die in 
diesem Jahr erzielbare NetzentgelJreduzierung vorliegend ~lUf €. 

- Diese I=nteeheldung entht!lH Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­
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Vorliegend reSultiert daraus folgende Gebutlr. 
' 

Ve.wattungsauf- Erzielbare Netzent- WirtsChaftliche Bedeu- Gebührenhöhe 

wand geltreduI;ierung tung(max. 3 Jahre) mlnd.600.E 


€ € f 

In dem vor1iegenden Verwatl.ungsverfahren bestand kein Anlass zur Ermäßigui1gder Gebühr 
aus Billigkeitsgründen gemäß§ 91 Abs. 38. 3 EnWG, 

Zahlungshinweise: 

Die Gebühr wird mit der BEtkanntga~ durch dies.en BeschekHällig. Oie Antragstellerfrl Wird ge­
beten, die GebOllr unter Angabe des genannten Kassenzeichens 8000 98103040 bis zum 
31.0a.2012auf das Konto der BundesJ(asse Trier, Konto-Nr~:. 59001020 bei der ~utschen 
Bundesbank Filiale Saarbrücken, BlZ 590 000 00, zu Oberweisen. 

--~----------------~--------------~. 

Rech1sMittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde zulässig. Sie ist schriftlich binnen einer mit der Be­
kanntgabe des Beschlusses beginnenden Fristvon einem Monat bei der BundesnetzsQentur fUr 
Elekt~ität. Gas. Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4,53113 Bonn (Post­
anschrift: Postfach 8001, 53105 Bonn) einzureichen.Zur Fristwahrunggenügt jedoch, wenn~ die 
Bescbw9n;fe innerhalb dieser Frist bei dem Beschwerdegericbt~ .demOber1ahdesgericht Di.iss~ 
dorf (Hausanschrift: Cecilienallee3, 40474 DOsseldorf) , eingeht 

Die Beschwerde ist zu begrUnden. Die FristfOr die BeschwerdebegrOndung beträgt einen Mo­
nat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann avfAntrag von dem oder der Vor­
sitzenden des Beschwerdegerichts vertängert werden. Die·Beschwerdebegrondung muss die 
Erklärung enthalten, inwieweit die Entscheidung angefochten und ihre AbänderunQoderAufhe­
bung beantragt wird. Ferner muss siedle Tatsachen und BeweislTlittelal1geben, auf die sich die > 
Beschwerde stlitzt Beschwerdeschrift und.Bescf'lwerdebegrOndung mOssen durch einen 
Rechtsanwalt unterzeichnet sein~ 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§76 Abs.1EnWG). 

Or ~-~ . Frank-Peter Hansen Rainer Busch 
~. Vorsitzender - ~ Beisitzer­

- Diese Entsc~efdung enthält Belriebs- und Ge8d1äftsgenelmnisse ~ 


